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Vorwort

Die Arbeit wurde von der Fakultät für Rechtswissenschaften der Humboldt-
Universität zu Berlin im Sommersemester 2006 als Habilitationsschrift ange-
nommen. Das Manuskript wurde dementsprechend Ende 2005 abgeschlossen. 
Wie kaum ein anderer Bereich unterliegt die Gesundheitssicherung einem stän-
digen Wandel. Rechtsänderungen, die – wie die Föderalismusreform – nach 
dem Abschluss des Manuskripts eingetreten sind, konnten nicht mehr berück-
sichtigt werden. Gleichwohl bleiben die Ausführungen zu Struktur und Funk-
tion des europäischen Mehrebenensystems uneingeschränkt relevant.

Herrn Professor Dr. Gunnar Folke Schuppert, der die Arbeit betreut hat, gilt 
mein aufrichtiger Dank. Seine Zuversicht, mit der er die Entwicklung dieser 
Arbeit verfolgt hat, hat mich in der Auseinandersetzung mit meinem Thema 
bestärkt und ermutigt. Danken möchte ich auch Herrn Professor Dr. Ingolf 
Pernice, der das Zweitgutachten erstellt und wertvolle Anregungen gegeben 
hat.

Während der Habilitationszeit habe ich vielfältige Unterstützung durch 
Freundinnen und Freunde sowie Kolleginnen und Kollegen erfahren. Erwäh-
nen möchte ich Priv.-Doz. Dr. Judith Fliegmann, Katrin Kolb und Gabi Pon-
nath. Sie haben die intensive Korrekturarbeit des Originalmanuskripts über-
nommen und die Erstellung der Arbeit unterstützt. Ihnen danke ich herzlich.

Mein ganz besonderer Dank gilt meiner Freundin Dr. Ulrike Bumke. Ihre 
vielfältigen Anregungen in zahlreichen Gesprächen haben entscheidend zum 
Gelingen der Arbeit beigetragen.

Ich widme die Arbeit meiner Mutter Gerti und dem Andenken meines Vaters 
Hans Schmidt am Busch.

München, im September 2007                           Birgit Schmidt am Busch
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„Den Schmerz zu lindern und Krankheit zu heilen,
ist eine Aufgabe würdig für Götter.“

Hippokrates (460–375 v. Chr.)

Einführung

A. Problemstellung

Das 21. Jahrhundert werde dem „Föderalismus“ gehören, prognostizierte der 
Leiter des 1992 gegründeten „Deutschen Instituts für Föderalismusforschung 
e.V. an der Universität Hannover“ Hans-Peter Schneider in seinem Vortrag am 
28. November 1996 im Institut für Staatswissenschaften in Berlin. Der Födera-
lismus sei als eine der wichtigsten staatlichen und gesellschaftlichen Integrati-
onsformen zu begreifen:

„Wer nach den prägenden Epochen moderner Verfassungsprinzipien fragt, wird feststel-
len, daß im 19. Jahrhundert die tragenden Grundlagen des „Rechtsstaates“ entwickelt 
worden sind, während das 20. Jahrhundert ganz im Zeichen der weltweiten Ausbreitung 
einer einzigen Staatsform: der „Demokratie“ stand. Inzwischen sind überall auf der 
Welt neue Konfl iktlagen sichtbar geworden, die ihre Wurzeln in nationalen, ethnischen, 
kulturellen und religiösen Gegensätzen haben und deren friedliche Bewältigung allein 
von vertraglichen („föderativen“) Regelungen oder Strukturen zu erhoffen ist.“1

Für Europa gilt schon jetzt: Der klassische Nationalstaat als Zentrum rechtlicher 
Ordnung existiert nicht mehr.2 Der Staat ist heute eingebunden in komplexe 
Netzwerkstrukturen. Die Staatlichkeit ist aufgebrochen, öffentliche Gewalt wird 
auf mehreren Ebenen ausgeübt. An die Stelle des Nationalstaates ist ein „multi-
level government“ (Mehrebenensystem) getreten. Historisch gesehen standen aus 
deutscher Sicht der Föderalismus (Bund-Länder) und die gemeindliche Selbstver-
waltung (Länder-Kommunen) am Anfang. Von oben hat sich in den letzten Jahr-
zehnten die europäische Ebene über die nationale Ebene geschoben. Zunehmend 
wirken auch völkerrechtliche Vereinbarungen auf die europäische und nationale 
Ebene ein. Die Bürgerinnen und Bürger in der Bundesrepublik Deutschland se-
hen sich heute staatlichen Entscheidungen von fünf Ebenen gegenüber: Internati-
onale Gemeinschaft,3 Europäische Union, Bund, Länder und Kommunen.44

1 Kramer/Schneider, Vorwort, S.  5. Zur friedenssichernden Funktion föderaler Strukturen 
näher Dörr, Die föderale Staatsstruktur, S.  207.

2 Vgl. nur Tietje, DVBl. 2003, 1081; Saxer, Die Zukunft des Nationalstaates, S.  48 ff.; Schul-
ze, Europa: Nation und Nationalstaat im Wandel, S.  41.

3 Zu diesem heute wieder aktuellen Begriff siehe Paulus, Die internationale Gemeinschaft, 
S.  225 ff.

4 Auch in zahlreichen anderen europäischen Staaten ist die Einführung föderaler Elemente 
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Mit der Entstehung des „multi-level government“ stellen sich neue rechtspo-
litische Herausforderungen. Die Beziehungen der Ebenen zueinander müssen 
bestimmt werden.5 Eine Schlüsselfrage ist dabei die Verteilung der Aufgaben 
zwischen den Ebenen.6 Die Zuordnung der einzelnen Aufgaben zu den staatli-
chen Ebenen erfolgt in den Verfassungsdokumenten durch die jeweilige Kom-
petenzordnung. Dem Verfassungsgeber stehen dabei verschiedene Regelungs-
mechanismen zur Verfügung.7 Die inhaltliche Verteilung ist Gegenstand stän-
diger politischer Auseinandersetzung.8 In regelmäßigen Abständen wird Kritik 
an der geltenden Kompetenzordnung geübt mit der Folge, dass entsprechende 
Anpassungen vorgenommen werden.9 Die Aufgabenverteilung ist auch aktuell 
wieder auf dem Prüfstand. Sowohl im Verhältnis EU-Mitgliedstaaten10 als auch 
im Verhältnis Bund-Länder-Kommunen11 wird über eine Neuordnung verhan-
delt. Die Neujustierung der Kompetenzen zwischen der supranationalen Ebene 
und den Mitgliedstaaten ist zentrales Anliegen des im Oktober 2004 von den 
Regierungen der Mitgliedstaaten unterzeichneten Vertrags über eine Verfas-
sung über Europa.12 Die Neuverteilung der Kompetenzen zwischen Bund und 
Ländern war Gegenstand der im Herbst 2003 einberufenen Verfassungskom-

zu beobachten (vgl. z. B. Großbritannien oder Italien). Zu den Entwicklungen in den anderen 
europäischen Staaten (wie z. B. Belgien, Italien, Österreich, Schweiz, Großbritannien, Spani-
en) ausführlich die Europäischen Länderberichte im Jahrbuch des Föderalismus 2000, S.  95–
384.

5 Diese Problematik war Gegenstand der 42. Tagung der Wissenschaftlichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Fachrichtung „Öffentliches Recht“ in Hamburg vom 26. Februar 
– 1. März 2002. Die Ergebnisse der Tagung sind abgedruckt bei Bauschke/Becker u. a., Plura-
lität des Rechts – Regulierung im Spannungsfeld der Rechtsebenen.

6 Vgl. Hertel, Formen des Föderalismus, S.  13.
7 Vgl. hierzu Fehling, Mechanismen der Kompetenzabgrenzung, S.  31.
8 Vgl. z. B. aus Bundessicht Zypries, ZRP 2003, 265, 267.
9 Die Bestimmungen des Grundgesetzes zur Kompetenzordnung wurden seit In-Kraft-

Treten des Grundgesetzes 14mal geändert, vgl. die Liste der Grundgesetzänderungen bei Ja-
rass, in: Jarass/Pieroth, Einl. Rdnr.  2. Vgl. auch den kurzen Überblick zur historischen Ent-
wicklung der Gesetzgebungskompetenzen in Deutschland bei Haug, DÖV 2004, 190. Auch 
das Kompetenzgefüge zwischen der EG und den Mitgliedstaaten ist ständig geändert und 
angepasst worden (Einheitliche Europäische Akte, Maastricht Vertrag, Amsterdamer Ver-
trag, Vertrag von Nizza).

10 Zur aktuellen Kompetenzdebatte in der EU siehe Görlitz, DÖV 2004, 374; Müller-Graf, 
Kompetenzen, S.  374, 388 ff.; Streinz, BayVBl. 2001, 481; Burgi, Vertikale Kompetenzabgren-
zung, S.  90; Pernice, JZ 2000, 866.

11 Zur aktuellen Kompetenzdebatte in der Bundesrepublik siehe nur Kirchhof, DVBl. 2004, 
977, 980 ff.; Haug, DÖV 2004, 190; Wilms, ZRP 2004, 150, 152, 153 f.; Schwanengel, DÖV 
2004, 555; Kloepfer, DÖV 2004, 566; Spreen, ZRP 2004, 47; Wilms, ZRP 2003, 86; Münch, 
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 13/99, 3; Schmidt-Jortzig, DÖV 1998, 746; sowie das Ar-
beitspapier der Bertelsmann-Kommission „Verfassungspolitik & Regierungsfähigkeit“ zur 
„Neuordnung der Kompetenzen zwischen Bund und Gliedstaaten“.

12 ABl. 2004 C 310, S.  1. Dieser Vertrag tritt in Kraft, wenn er von allen Mitgliedstaaten 
ratifi ziert wurde.
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mission von Bund und Ländern,13 die sich auch mit der Stellung der Kommu-
nen befasst hat.14 Die Beratungen der Verfassungskommission veranlassten den 
65. Deutschen Juristentag Bonn 2004, die Frage der Aufgabenverteilung zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen zum Thema der Abteilung „Öffentliches 
Recht“15 zu machen.

Die Diskussion um die Aufgabenverteilung verläuft nach immer gleichen 
Mustern.16 Forderungen nach einer weiteren Hochzonung stehen stets Forde-
rungen nach einer Rückübertragung von Aufgaben auf die unteren Ebenen ge-
genüber. Die Übertragung von neuen Aufgaben auf die höheren Ebenen wird 
– insbesondere von den Vertretungen der höheren Ebenen – mit der Begrün-
dung gefordert, die Bewältigung der entsprechenden Aufgaben sei wegen der 
zunehmenden Komplexität der Lebenssachverhalte nurmehr auf höherer Ebene 
im Gesamtgebilde möglich.17 Umgekehrt wird von den Vertretungen der un-
teren Ebenen für die Rückübertragung von Aufgaben auf die unteren Ebenen 
angeführt, die entsprechenden Aufgaben könnten ortsnah „effi zienter“ erledigt 
werden.18

Die anhaltende Diskussion um die „richtige“19 Aufgabenverteilung lässt sich 
auf einen dem Mehrebenensystem immanenten Zielkonfl ikt zurückführen: auf 
der einen Seite besteht ein Bedarf an zentralen, gemeinsamen Regelungen zur 
Bewältigung komplexer Aufgaben, auf der anderen Seite sind dezentrale Lö-
sungen notwendig, die den regionalen und lokalen Gegebenheiten Rechnung 
tragen.

Damit zeigt sich gerade bei der Aufgabenverteilung das Spannungsverhältnis 
zwischen den zwei grundlegenden Strukturmerkmalen eines Mehrebenensys-

13 Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Modernisierung der bundesstaatlichen 
Ordnung, eingesetzt durch gleichlautende Beschlüsse des Bundestages (BT-Drs. 15/1685) 
und des Bundesrates (BR-Drs. 750/03) vom 16./17. Oktober 2003, abgedruckt unter www.
bundesrat.de. Die Kommission stellte ihre Arbeit Ende 2004 ein, nachdem sich Bund und 
Länder nicht über die Kompetenzen in der Bildungspolitik verständigen konnten.

14 Als ständige Gäste mit Rede- und Antragsrecht, jedoch ohne Stimmrecht nahmen drei 
Vertreterinnen bzw. Vertreter der Präsidien der kommunalen Spitzenverbände an der Sitzung 
der Kommission teil.

15 Vgl. das Kurzgutachten von Huber, P. M., Beilage zu NJW Heft 27/2004, 23.
16 Vgl. die zahlreichen Beispiele in der Untersuchung von Münch, Sozialpolitik und Föde-

ralismus.
17 Beispielsweise hat die Kommission nach dem Ausbruch der ersten BSE-Krise 1996 eine 

Erweiterung ihrer Kompetenzen im Gesundheitsbereich gefordert; tatsächlich wurden die 
Kompetenzen der EG mit dem Amsterdamer Vertrag in vielen Bereichen (Asyl, Beschäfti-
gungspolitik, Gesundheit, Verbraucherschutz) erweitert. In diese Richtung für die Bundese-
bene auch Bundesjustizministerin Zypries, ZRP 2003, 265, 267.

18 So die regelmäßigen Forderungen aus den Bundesländern, insbesondere aus Bayern, vgl. 
z. B. die Rede von Ministerpräsident Stoiber über „Föderalismus: Solidarität und Wettbe-
werb. Starke Länder in Europa“ vom 22. März 2000 vor dem Bayerischen Landtag, Sonder-
druck aus der Bayerischen Staatszeitung Nr.  12 vom 24. März 2000.

19 Schuppert, Verwaltungswissenschaft, S.  610.
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tems: Integration und Subsidiarität – nach Oeter20 moderne Ausprägungen des 
klassischen Gegensatzpaares von Unitarismus und Förderalismus:21

– Der Begriff „Integration“ steht für das Bestreben, mit Blick auf den Schutz 
von Gemeinwohlgütern bzw. unter Gerechtigkeitsaspekten zentrale, jedenfalls 
einheitliche Lösungen vorzusehen. Durch zentrale Lösungen soll die dauernde 
gemeinsame Erfüllung der allen gemeinsamen lebensnotwendigen Interessen 
sichergestellt werden. Anliegen ist die Herstellung einheitlicher Lebensverhält-
nisse im Gesamtgebilde. Mittels zentraler Regelungen sollen Kräfte gebündelt 
werden. Die zentrale Aufgabenerledigung empfi ehlt sich, wenn die Probleme 
nicht allein von den unteren Ebenen gelöst werden können bzw. eine Problem-
lösung überhaupt nur bei gemeinsamem Vorgehen denkbar ist.

– Subsidiarität meint dagegen das Bestreben, in einem mehrstufi gen System 
problemadäquate, möglichst ortsnahe, von den Betroffenen erarbeitete Lö-
sungen zu ermöglichen und die regionalen Besonderheiten zu achten. Für die 
Ansiedlung der Aufgaben auf die unteren Ebenen spricht die Sachnähe, die 
Kenntnis der spezifi schen geografi schen, sozialen und kulturellen regionalen 
Besonderheiten sowie der unmittelbare Zugang zu den Bürgerinnen und Bür-
gern.22

Integration und Subsidiarität bezeichnen politische Gegenpole, die in einem 
dialektischen Spannungsverhältnis stehen.23 In der Literatur ist die Terminolo-
gie zur Kennzeichnung dieser Gegenpole nicht einheitlich; zum Teil wird an-
statt von Integration von Solidarität24 oder Kooperation25 gesprochen, je nach-
dem welcher Aspekt in den Mittelpunkt gerückt wird.26

Jede Kompetenzordnung im Mehrebenensystem sieht sich vor das Problem 
gestellt, die beiden Prinzipien in einen harmonischen Ausgleich zu bringen. Die 
Verfassungsdokumente greifen neben mehr oder weniger detaillierten Aufga-
benkatalogen auf Generalklauseln zurück, um im Einzelfall über die Aufga-

20 Vgl. Oeter, Integration und Subsidiarität, S.  1 ff., dessen Begriffl ichkeiten hier übernom-
men werden sollen.

21 So die Begriffswahl der klassischen Föderalismusdiskussion, die als Gegenstand ihrer 
Forschung den „Bundesstaat“ hat. Vgl. jüngst Schmalenbach, Föderalismus und Unitarismus, 
S.  3 f. Vgl. auch Langer, DÖV 1991, 823, der das Begriffspaar „unitarisch/föderal“ losgelöst 
vom Begriff der Staatlichkeit auf die EU anwenden will.

22 Vgl. nur Haug, DÖV 2004, 190.
23 Oeter, Integration und Subsidiarität, S.  1.
24 Z. B. Calliess, Subsidiaritäts- und Solidaritätsprinzip, S.  185 ff.; ders., Regulativ der Glo-

balisierung, S.  371.
25 Levi, The Federalist 1987, 97, 111.
26 Diese beiden Begriffe sollen in dieser Untersuchung nicht verwendet werden, weil sie 

begriffl ich nicht präzise das hier zu untersuchende Phänomen beschreiben, vor allem aber 
auch in anderen Zusammenhängen verwendet werden (nämlich Solidaritätsprinzip im Zu-
sammenhang mit der deutschen Sozialversicherung; Kooperation vor allem für die sehr aktu-
elle Problematik der Zusammenarbeit von Staat und Gesellschaft, vgl. z. B. die Erläuterung 
bei Rengeling, Das Kooperationsprinzip, S.  12 ff.).
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benverteilung zu entscheiden (sog. Kompetenzausübungsregelungen). Bei-
spielsweise sieht Art.  5 des EG-Vertrages vor:

„Die Gemeinschaft wird innerhalb der Grenzen der ihr in diesem Vertrag zugewiesenen 
Befugnisse und gesetzten Ziele tätig. In den Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche 
Zuständigkeit fallen, wird die Gemeinschaft nach dem Subsidiaritätsprinzip nur tätig, 
sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen auf Ebene der Mit-
gliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden können und daher wegen ihres Umfangs 
oder ihrer Wirkungen besser auf Gemeinschaftsebene erreicht werden können. . .“

Eine vergleichbare Regelung enthält Art.  72 Abs.  2 GG, der mit der Verfas-
sungsreform 199427 enger gefasst wurde. Danach hat der Bund im Bereich der 
konkurrierenden Gesetzgebung und der Rahmengesetzgebung (Art.  75 GG 
unter Verweis auf Art.  72 GG) die Befugnis zur Gesetzgebung,

„wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet 
oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse 
eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht.“

Wie die bisherige Praxis gezeigt hat,28 bergen solche Klauseln erheblichen poli-
tischen Sprengstoff. Die Entscheidung über die Aufgabenzuordnung wird weit-
gehend in die Politik verlagert. Im Vordergrund stehen fi nanzielle Fragen oder 
Machtbeziehungen. Die Entscheidung über die Zuordnung ist oftmals das Er-
gebnis von Verhandlungen zwischen den Ebenen.29 Häufi g handelt es sich um 
einen politischen Kompromiss. Gemeinwohlaspekte stehen zurück. Dies hat 
Ursula Münch sehr eindrücklich in ihrer Habilitationsschrift30 für den Bereich 
der Sozialpolitik dargelegt.

Von Interesse ist deshalb, ob sich Kriterien fi nden lassen, die eine angemes-
sene Zuordnung der Aufgaben auf die staatlichen Ebenen ermöglichen. Lässt 
sich – fragt Schuppert31 – so etwas wie eine „historisch belegbare Logik der 
staatlichen Ebene“ feststellen? Gibt es eine „überzeitliche“ Logik der Aufga-
benzuordnung auf die staatlichen Ebenen?32 Lässt sich eine inhaltliche Aufga-
bensystematik entwickeln, die ausschließlich auf Effi zienz abstellt?

27 Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 27. Oktober 1994 (BGBl. I S.  3146).
28 Vgl. beispielsweise jüngst den Streit zwischen dem Bund und dem Freistaat Bayern über 

die Zuständigkeit für das Gesetz über die Berufe in der Altenpfl ege (Altenpfl egegesetz) 
(BGBl. I S.  1513), der letztlich durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 24. Ok-
tober 2002 (Az.: 2 BvF 1/01, abgedruckt in: NJW 2003, 41) im Wesentlichen zugunsten des 
Bundes entschieden wurde.

29 Vgl. z. B. die Verhandlungen bei Änderungen des EU-Vertrages bzw. des EG-Vertrages. 
Änderungen der Zuständigkeiten wurde oftmals nur zugestimmt, wenn gleichzeitig andere 
Änderungen im Vertrag durchgeführt wurden.

30 Münch, Sozialpolitik und Föderalismus.
31 Verwaltungswissenschaft, S.  611.
32 Petzina, Veränderte Staatlichkeit, S.  233, 236.


